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David Schwaninger, das Datenschutzge-
setz der Schweiz wurde einer Totalrevi-
sion unterzogen. Warum war das nötig? 
Weil unser Datenschutzgesetz mittlerweile schon 
einige Jahre auf dem Buckel hat. Der Gesetzestext 
stammt noch aus einer Zeit, in der die Digitalisie-
rung noch in den Kinderschuhen steckte und man 
Daten nicht auf die Art und Weise generieren, sam-
meln und analysieren konnte, wie dies heute möglich 
ist. Kurzum lässt sich festhalten, dass die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen den realen Gegebenhei-
ten nicht mehr ausreichend Rechnung tragen konn-
ten, weswegen eine Anpassung notwendig wurde. 
Das neue Datenschutzgesetz wird aller Voraussicht 
nach in der zweiten Jahreshälfte 2022 oder Anfang 
2023 in Kraft treten, jedoch ohne Übergangsfrist.

Die EU hat sich dem Thema «Daten-
schutz» aus juristischer Sicht schon 
vor einigen Jahren angenommen. 
Das ist richtig, in der EU ist seit 2018 die sogenann-
te «Datenschutz-Grundverordnung» (DSGVO) 
verbindlich. Diese wurde mit der Intention einge-
führt, den Schutz von personenbezogenen Daten 
besser gewährleisten zu können. Schon vorher 
trug man sich in der Schweiz mit dem Gedan-
ken, die hiesige Gesetzgebung ebenfalls anzupas-
sen. Denn als starker Handelspartner der Europäi-
schen Union ist es für die Schweiz enorm wichtig, 
als datenschutzrechtlich gleichwertiges Land an-
erkannt zu bleiben. Dies ist für eine möglichst rei-
bungslose grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

zwischen Unternehmen zentral und mit dem neu-
en Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) 
wurde nun eine wichtige Basis dafür gelegt.

Welche konkreten Auswirkungen wird 
das DSG auf Schweizer Unternehmen so-
wie Kundinnen und Kunden haben?
Ich denke, dass das Thema «Datenschutz» ganz all-
gemein vermehrt in den gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Fokus rücken wird, da die Ver-
bindlichkeit, beziehungsweise die Durchsetzung 
des Datenschutzrechtes, nun steigen wird. Dement-
sprechend erhöht sich auch das Risiko, für Verfeh-
lungen in diesem Bereich belangt zu werden. Man 
könnte auch von einer grösseren «Awareness» für 
den Datenschutz sprechen. Für Unternehmen ent-
stehen diverse neue Pflichten, die sie im Zusammen-
hang mit dem DSG erfüllen müssen. Vor allem die 
«Informationspflicht» ist hierbei hervorzuheben.

Worum handelt es sich dabei?
Wer Personendaten erhebt, sammelt und nutzt, muss 
gegenüber den betroffenen Personen transparent infor-
mieren, zu welchen Zwecken diese Daten bearbeitet 
werden. Bisher war es zwar auch so, dass diese Zwecke 
erkennbar sein mussten. Neu wird jetzt aber eine kon-
krete Information zur Datenbearbeitung vorausgesetzt. 
Damit sind wir in der Schweiz der EU nachgefolgt 

– obschon dort strengere Regelungen gelten: Unterneh-
men aus dem EU-Raum müssen bei den betroffenen 
Personen grundsätzlich die Erlaubnis für die Erhebung 
und Verarbeitung ihrer Daten einholen. Hierzulande 
genügt es hingegen, wenn man die Personen einfach 
darauf aufmerksam macht. Nur bei besonders schüt-
zenswerten Personendaten (wie etwa Daten über die 
Gesundheit oder politische Ansichten) oder einem 
Profiling muss die Einwilligung ausdrücklich erfolgen.  

Wie immer bei einer Verschärfung von 
Regeln stellt sich die Frage: Was pas-
siert, wenn Firmen den neuen Vor-
schriften nicht nachkommen?
Es besteht die Gefahr, sich strafbar zu machen, was 
letztlich mit hohen Bussen geahndet werden kann. 
Doch auch hier geht die schweizerische Gesetzge-
bung andere Wege wie die EU: Bei unseren Nach-
barn können Firmen mit einer Strafzahlung von 
maximal 20 Millionen Euro oder vier Prozent des 
gesamten weltweiten Jahresumsatzes gebüsst wer-
den. In der Schweiz wird aufgrund unseres Straf-
rechts nicht das Unternehmen, sondern die jeweili-
ge Person, welche im Unternehmen verantwortlich 
ist, gebüsst. Die Strafsumme beläuft sich künftig auf 
maximal 250 000 Franken, was aber für die betrof-
fene Einzelperson natürlich durchaus hoch ist. Das 
Ganze wird allerdings etwas relativiert, weil man der 

fehlbaren Person vorsätzliches Handeln nachweisen 
muss, was nur in seltenen Fällen zutreffen dürfte. 

Wo sehen Sie die grössten DSG-be-
zogenen Fallstricke in der Praxis?
Wir von Blum & Grob unterstützen und beraten 
Unternehmungen aller Art und Grösse bei der korrek-
ten Umsetzung des DSG. Im Rahmen dieser Tätigkeit 
werden wir natürlich mit einer grossen Bandbreite an 
Problemstellungen konfrontiert. Ein Thema, das viele 
Betriebe betreffen könnte, ergibt sich im Zusammen-
hang mit der Datenspeicherung in der Cloud. Die 
Datenwolke ist auch bei KMU sehr beliebt und bietet 
viele Vorteile. Wer allerdings Daten von Kundinnen 
und Kunden darauf speichert, muss sicherstellen, dass 
der Cloud-Anbieter diese Daten nur so bearbeitet, wie 
es dem eigenen Unternehmen erlaubt wäre und wie es 
dem Cloud-Anbieter auch vorgegeben wurde. Wenn 
ein Betrieb zudem einen ausländischen Cloud-Anbieter 
wählt, muss sichergestellt sein, dass beim Cloud-An-
bieter ein nach schweizerischen Massstäben geeigneter 
Datenschutz gewährleistet wird. Im EU-Raum ist dies 
für Daten von natürlichen Personen gegeben. Bei Län-
dern mit aus schweizerischer Sicht ungenügendem Da-
tenschutzniveau kann beispielsweise mit vertraglichen 
Regelungen gearbeitet werden. Dazu eignen sich von 
den Datenschutzbehörden anerkannte Standardver-
tragsklauseln und Musterverträge. Die Verantwortung 
für die Einhaltung des Datenschutzes und der Daten-
sicherheit auf der Cloud bleibt aber beim Schweizer 
Unternehmen. Darum raten wir hiesigen Firmen, Ver-
träge mit einem Cloud-Anbieter vorgängig zu prüfen.

Weitere Informationen zum Thema unter  
www.blumgrob.ch
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«Die neue DLT-Gesetzgebung eröffnet Chancen 
für Innovationen im Finanzmarkt»

Im August dieses Jahres ist das Bundesgesetz zur Anpassung des Bundesrechts an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register voll-
ständig in Kraft getreten. Dadurch wurden innovative DLT-Handelssysteme ermöglicht und die Rechtssicherheit im Konkursfall erhöht. 

Cornelia Stengel, Sie haben als Expertin 
der Bundesbehörden die Entstehung der 
neuen DLT-Gesetzgebung, das heisst des 
Gesetzes zur Anpassung des Bundesrechts 
an Entwicklungen der Technik verteilter 
elektronischer Register, hautnah erlebt. 
Welche Ziele wurden mit diesem Gesetz ver-
folgt und was ist das Besondere daran?
Cornelia Stengel: Die Schweiz ist weltweit führend in der 
Entwicklung und Umsetzung von Lösungen, welche auf 
der Distributed Ledger Technology (DLT) beruhen. Für 
eine nachhaltige und für die Gesellschaft positive weite-
re Entwicklung in diesem Bereich ist es zentral, dass die 
rechtlichen Rahmenbedingungen Innovationen ermög-
lichen. Nur so kann das Potential der neuen Technologien 
ausgeschöpft werden. Allerdings muss die Finanzmarkt-
regulierung gleichzeitig die Integrität und den guten Ruf 
des Standorts Schweiz gewährleisten. Die Besonderheit 

des neuen DLT-Gesetzes, welches im Februar und August 
2021 in zwei Etappen in Kraft getreten ist, liegt vor allem 
darin, dass es sich dabei gerade nicht um ein sektor-spe-
zifisches «Technologiegesetz» handelt. Das neue DLT-
Gesetz ist vielmehr ein sogenanntes Mantelgesetz, durch 
welches an diversen bestehenden Gesetzen punktuelle An-
passungen vorgenommen wurden. Dadurch wurden his-
torisch gewachsene Gesetze modernisiert und besser auf 
die neuen technologischen Möglichkeiten zugeschnitten.

Ihre Teams beraten regelmässig Banken und 
andere Finanzdienstleister im Zusammenhang 
mit Innovationen auf der Grundlage der DLT-Ge-
setzgebung. Können Sie uns Beispiele nennen?
Luca Bianchi: Wir beraten zahlreiche Klienten bei 
der Digitalisierung des Emissionsgeschäfts, d.h. im 

Zusammenhang mit der Tokenisierung von Kapi-
talmarktemissionen. Nebst der Tokenisierung von 
Aktien und Anleihen betreuten wir auch diverse 
Projekte, bei denen es um die Tokenisierung von kol-
lektiven Kapitalanlagen oder strukturierten Produk-
ten geht. Insbesondere stehen dabei aufgrund des 
andauernden Niedrigzinsumfelds die Ausgabe von 
Token für alternative Anlagen oder verbriefte Im-
mobilien im Vordergrund. Dabei stellen sich viel-
fach neue und sehr spannende Rechtsfragen. 

Cornelia Stengel: Ergänzend können verschiede-
ne Projekte in Zusammenhang mit der neuen Li-
zenz für DLT-Handelssysteme genannt werden. Für 
einen funktionierenden und liquiden Markt für Token 
braucht es insbesondere auch einen Sekundärmarkt. 

Der Bedarf an liquiden Token stellt für innova-
tive Marktteilnehmer eine grosse Chance dar.

Was geben Sie Ihrer Klientschaft regel-
mässig mit auf den Weg, wenn diese 
Blockchain-Innovationen plant?
Luca Bianchi: Aufgrund einer technologieneutralen Be-
trachtungsweise bleibt Finanzmarktrecht halt einfach 
Finanzmarktrecht. Beim Legal Engineering von neuen 
Finanzprodukten auf der Blockchain darf es folglich 
nicht darum gehen, den bestehenden Rechtsrahmen 
mittels neuer Technologien zu umgehen. Vielmehr be-
steht die (juristische) Kunst darin, innovative Finanz-
produkte rechtskonform und mit Augenmass zu struk-
turieren, ohne dabei der Produktinnovation unnötig 
im Weg zu stehen. Bei einer unklaren Rechtslage sind 
demnach besonders gründliche Abklärungen erforder-
lich. Durch die Erarbeitung von rechtlich einwandfrei-
en Lösungen können für Anbieter Wettbewerbsvorteile 
entstehen, weil dadurch auch bei professionellen Kun-
den die Bereitschaft steigt, in ein innovatives Finanz-
produkt zu investieren. Nur so können sich innovative 
Nischenprodukte aus der Blockchain-Szene auch bei 
den wirklich grossen und etablierten Playern etablie-
ren, welche eben auch über Due-Diligence-Prozes-
se und einem gewissen Qualitätsstandard verfügen.

Weitere Informationen: 
www.kellerhals-carrard.ch
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Ein neues Gesetz für eine neue digitale Welt 
Der Schutz von personenbezogenen Daten wird in Zeiten der Digitalisierung immer wichtiger. Um der neuen Ausgangslage Rechnung zu tragen,  

hat die Schweiz ihr Datenschutzgesetz überarbeitet. Welche Konsequenzen hat dies für Userinnen, User – und Unternehmen?
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